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Generell freuen wir uns über jede sachliche Leserzuschrift. Aufgrund der Menge können wir jedoch nicht alle Briefe 
abdrucken. Auch ist es leider nicht möglich, nicht veröffentlichte Zuschriften zurückzuschicken. In jedem Fall behalten wir 
uns Kürzungen vor. Veröffentlichte Leserbriefe erscheinen unabhängig von der Meinung der Redaktion. Bitte teilen Sie uns 
Ihre vollständige Postanschrift mit.

„Wir wollen das Vertrauen in die betriebli-
che Altersvorsorge stärken“, hatte Jens 
Spahn (CDU) zu seinem Entwurf erklärt. 
Wer fürs Alter vorsorge, dürfe nicht „der 
Gekniffene“ sein. Das ist an Dreistigkeit 
nicht zu überbieten: 159 Euro Freibetrag ist 
blanker Hohn. Die Bürger werden durch 
den § 229 um Milliarden aufs Übelste  „be-
raubt“. Man hat das Gefühl: „Wer vorsorgt, 
wird geschröpft.“ Bürger fühlen sich abge-
zockt. 

Vor 2004 galt  der Vertrauensschutz,  auch  
der Sozialgesetzgebung konnte man auf 
Treu und Glauben vertrauen. Über sieben 
Millionen Bürger entschlossen sich, eine 
eigenfinanzierte Direktversicherung abzu-
schließen. Jeder war bemüht, fürs Alter 
vorzusorgen. Dann brachte Rot-Grün mit 
Unterstützung der CDU/CSU das  „Raub-
rittergesetz“ (§ 229) heraus, wobei rückwir-
kend bei der Auszahlung der Direktversi-
cherung zum zweiten Mal Krankenversi-
cherung (KV) und Pflegeversicherung (PV) 
abkassiert wurde. 

Ab 2004 mussten die Direktversicherten 
die vollen KV- und PV-Beiträge von 19 Pro-
zent bei der Auszahlung selbst tragen, ob-
wohl bereits in der Einzahlungsphase be-
zahlt wurde. Das galt sogar für Altverträge 
vor 2004, die KV-befreit waren. Eine ein-
malige Vertragsbeugung durch das Bun-
desverfassungsgericht. Viele  Direktversi-
cherte wissen  nichts von diesem Unrecht. 
Die  rot-grüne Regierung plädierte vor 2004 
fast täglich für die private Vorsorge,  um Al-
tersarmut zu vermeiden, um dann danach 
abzukassieren. Künftige Generationen 
können der SPD, CDU/CSU und  den Grü-
nen nicht mehr trauen, sie haben Volks-
wirtschaft und Bürgern einen unermessli-
chen Schaden zugefügt. Eine nachträgliche 
Änderung eines bestehenden Vertrages ist 
meines Erachtens ein Rechtsverstoß.

Ich bin Mitglied des Vereins der Direkt-
versicherungsgeschädigten (DVG). Wir 
kämpfen seit Jahren gegen dieses Unrecht. 
Für uns ist die Entscheidung der Groko ein 
bitterer Schlag ins Gesicht. Wieder ein Fall, 
der Vertrauen in Politik, Staat und Gesetz-
gebung massiv erschüttert.
Rolf Gräter, Neckartenzlingen

Unermesslicher Schaden 

Der größte Witz ist, dass Rentner über-
haupt Steuern zahlen müssen, von ihrer 
spärlichen Rente. Da rühmen sich unsere 
Politiker noch, wenn sie den Rentnern eine 
Erhöhung um rund drei  Prozent geben, 
aber hintenrum nehmen sie es uns doppelt 
wieder weg. Für wie dumm halten die Poli-
tiker uns Rentner überhaupt? Denken sie, 
dass bei allen Rentnern schon die Altersde-
menz eingesetzt hat? Also wenn ich früher 
gewusst hätte, wie es heute in unserem 

Pfui Teufel, Deutschland!

Ein wichtiger Grundsatz der Sozialversi-
cherung ist laut Karin Maag (CDU) angeb-
lich, dass „Leistungsfähigere stärker bean-
sprucht werden“. Das ist lächerlich. Die Fi-
nanzierung der gesetzlichen Sozialversi-
cherung erfolgt über Beiträge, die sich mit 
einem einheitlichen Prozentsatz an der Hö-
he des Bruttoarbeitseinkommens bemessen.  
Die Beanspruchung von Leistungsfähige-
ren kommt aus dem Steuerrecht und hat 
mit den Prinzipien der Sozialversicherung 
nichts zu tun. 

Im Übrigen stellt sich  die Frage, wo laut 
Theorie von Frau Maag die Beanspruchung 
der tatsächlichen Besserverdiener in der 
Sozialversicherung bleibt, wenn deren Ein-
kommen die Beitragsbemessungsgrenzen 
überschreiten. In diesen Fällen bleibt es 
beim  Höchstbeitrag zum jeweiligen Versi-
cherungszweig, unabhängig vom weiteren 
Einkommen. Jahrzehntelang auf den Auf-
bau einer zusätzlichen Alterssicherung ver-
trauen und am Schluss dann die doppelte 
Zeche –  entgegen allen Sozialversiche-
rungsprinzipien –  zahlen dürfen: Das ist 
die Situation der Betriebsrentner.

Die Frage darf erlaubt sein, wie viel In-
kompetenz denn als Voraussetzung nötig 
ist, um solche politischen Entscheidungen 
zu treffen und mit diesem Murks auch noch 
in der Öffentlichkeit aufzutreten?
Karlheinz Spitznagel, Stuttgart

Mit Murks an  Öffentlichkeit

Rentensystem aussieht, dann wäre ich Be-
amter geworden. Dann könnte ich mich 
jetzt mit einer tollen Pension in der sozia-
len Hängematte sonnen und den Herrgott 
einen guten Mann sein lassen. Es kann doch 
nicht sein, dass Millionen Menschen, die ihr 
Leben lang für einen Hungerlohn gearbei-
tet haben, im Alter zur Tafel gehen müssen, 
um ein halbwegs menschenwürdiges Leben 
führen zu können. Dazu kann ich nur sa-
gen: Pfui Teufel, Germany!
Jürgen Schmalzried, Marbach/Neckar

Beim Vorschlag der Regierung zur Grund-
rente bleibt einem als Betroffene glatt die 
Spucke weg. Seit ich 17 Jahre alt bin, arbei-
te ich fünf Tage die Woche, erhalte aber 
schon immer ein niedriges Gehalt. Bis ich 
67 Jahre bin, werde ich fast 50 Jahre Ren-
tenbeitrag gezahlt haben, und zwar tat-
sächlich immer Beitrag gezahlt, ohne Er-
satzzeiten. Und dann erhalte ich nicht ein-
mal die Grundrente, weil ich verheiratet 
bin und wir dann zusammen über 2000 
Euro Rente haben werden. 

Das wird bei einer großen Mehrheit  der 
verheirateten Frauen der Fall sein. Unsere 
zu erwartende Rente werden wir eh schon  – 
wie sehr viele –  von unserem gesparten Ver-

Affront gegen Ehefrauen

„Wenn ich das 
gewusst hätte, 
wäre ich Beamter 
geworden.“

Leser
 Jürgen Schmalzried 
Marbach/Neckar

Fakten gegen das 
Negativ-Klischee
Zum Bericht „Immer mehr Opfer häusli-
cher Gewalt“ (13. November):

Danke für den sauberen Journalismus, der 
auch bei häuslicher Gewalt alle Zahlen 
bringt und nicht nur halbe Wahrheiten. Es 
bleibt unbestritten, dass der weitaus größe-
re Teil der Fälle von häuslicher und sexuel-
ler Gewalt von Männern ausgeht. Jedes Op-
fer unter den Frauen ist eines zu viel. Be-
merkenswert ist aber auch, dass unter den 
12 000 registrierten Fällen auch über 2000 
sind, in denen Männer Opfer von Übergrif-
fen wurden. 

Dass solche Zahlen  veröffentlicht wer-
den, ist wichtig, weil das Klischee, dass alle 
Männer gewalttätig oder  sexbesessen sind, 
nicht stimmt. Nimmt man bei Männern  die 
Dunkelziffer hinzu, ist die Zahl  weit höher. 
Welcher Mann geht  schon freiwillig ins 
Krankenhaus oder zur Polizei und sagt: 
„Meine Frau hat mich geschlagen?“ Mir ist 
wichtig, dass der Gewaltanteil von rund 70 
zu 30 Prozent der Wahrheit näher kommt 
als das Klischee von 90 zu 10 Prozent. 
Pfarrer Volker Hommel, Steinheim/Mur

Oft nicht attraktiv 
für Mädchen
Zum Kommentar „Mach Mint!“ von Inge 
Nowak (12. November):

Berufe wie Werkzeugmacher, Heizungs-
bauer, Maschinenschlosser, Bau-Elektriker, 
Kfz-Mechaniker, Maurer, Zimmermann, 
Gartenbauer sind Berufe mit körperlicher 
schwerer Arbeit und mit Schmutz, Staub 
sowie teilweise mit viel Lärm. Es gibt Kon-
takt  mit Schadstoffen, man ist Hitze und 
Kälte ausgesetzt, häufig muss man abends 
und auch samstags arbeiten. Bei uns im 
Metallbereich machten nur sehr wenig 
Mädchen eine Ausbildung, und die wenigs-
ten waren in der Lage, schwerere Arbeiten 
über längere Zeit auszuführen. Schmutz 
und Lärm waren für die meisten unange-
nehm. 

Ideal wären eigentlich  eine gewerbliche 
Ausbildung und dann ein technisches Stu-
dium. So wüssten die Mädchen im Berufs-
leben, wovon sie reden, und haben nicht 
nur eine theoretische Ausbildung mit Prak-
tika haben. Bei der Vergabe von Führungs-
positionen sollte der oder die Beste vorn 
sein. Da aber nach wie vor sehr wenig Frau-
en technische Berufe und Studien wählen, 
geht das bei einer Quote einfach nicht. Dies 
wird sich auch in Zukunft nicht erheblich 
ändern, aus oben beschriebenen Gründen. 
Bernhard Hahn, Aidlingen

Bevölkerung ein 
wichtiger Faktor
Zu der Haitzinger-Karikatur zur Weltbe-
völkerungskonferenz (13. November):

Vor einer Woche ging die UN-Weltbevölke-
rungskonferenz in Nairobi zu Ende. Außer 
der treffenden Haitzinger-Karikatur am 13. 
November „Bleibet fruchtlos und mehret 
Euch nicht mehr“ haben die StN darüber 
nicht sehr viel berichtet. Dabei ist das The-
ma Bevölkerungsexplosion gerade auch für 
die Klimaerwärmung von enormer Bedeu-
tung. Anderen Medien entnahm ich, dass 
jeden Tag 230 000 Menschen dazukommen.

 Alle wollen essen, heizen,  viele auch  Auto 
fahren und produzieren damit Klimagase. 
1950 betrug die Weltbevölkerung noch drei 
Milliarden Menschen,  heute schon sieben. 
Allein Afrika wird seine Bevölkerung bis 
2050 verdoppeln.  Mindestens genau so 
wichtig für das Weltklima, wie die CO2-Re-
duzierung bei uns –  über die so viel ge-
schrieben wird –  ist Geburtenkontrolle in 
vielen Ländern Afrikas, Asiens und Latein-
amerikas.
Walter Sautter, Sindelfingen

Klassenkampf ist 
falsche Reaktion
Zur Gewerkschaftsdemo und zum Bericht 
„Wut, Unverständnis und Enttäuschung“ 
(23./24. November):

Es freut mich, dass so viele Menschen aus 
dem produzierenden Gewerbe ihrer Wut 
Ausdruck verliehen haben und die Ge-
werkschaften so viele Menschen mobilisie-
ren konnten. Die Krise, besonders in der 
deutschen Autoindustrie, ist eine Realität, 
das haben die Gewerkschafter deutlich ge-
macht. Ihre Reaktion führt aber auf einen 
Holzweg. Mit einer Art Klassenkampf zu 
reagieren ist falsch.

 Der Klassenfeind wird   seit einiger Zeit 
im Auftrag der Grünen von der Deutschen 
Umwelthilfe erfolgreich und wirksam be-
kämpft. Die Industrie wird so in ihrer Rolle 
als Arbeitgeber stark behindert. Die Grü-
nen haben der Umwelthilfe zu Macht und 
irrsinnigen Privilegien verholfen. Da wäre 
es eher hilfreich, dass Industrie, Handwerk 
und Gewerkschaften versuchen, sich der 
Bedrohung gemeinsam zu erwehren. 
Hartwig Schnabel, Stuttgart

Liebe Leserinnen und Leser, 

nach Berichten wie „Belastungen von Betriebsrentnern bleiben hoch” 
(17. November) hagelt es weitere Kritik von Lesern an den Plänen der 
Regierung. Wenn auch Ihnen ein aktuelles Thema auf den Nägeln 
brennt, schreiben Sie mir bitte.

Ihre Wenke Böhm
Und so erreichen Sie mich:

TELEFON                  07 11 / 72 05 - 12 81
FAX                           07 11 / 72 05 - 71 19
E-MAIL                     leserpost@stuttgarter-nachrichten.de
POSTANSCHRIFT    StN, Postfach 10 44 52, 70039 Stuttgart

Mit Privatvorsorge abkassiert
Leser beklagen Schieflagen und Ungerechtigkeiten bei der Rente

Olaf Scholz beweist wieder einmal, die Ro-
ten können nicht mit Geld umgehen. Zur 
Einführung der CO2-Steuer will Scholz 
noch die Finanztransaktionssteuer als wei-
tere Steuer vom altersvorsorgenden Sparer 
verlangen und obendrauf satteln. Und das 
in einer Zeit, in der der Fiskus im Geld 
schwimmt wie noch nie. Eine Fehlinvesti-
tion jagt die andere. Milliarden werden bei 
der Bahn verbrannt. 

Mit der fragwürdigen Grundrente ver-
sucht die dahinsiechende SPD Wählerstim-
men zu kaufen, um ihren Weg in die völlige 
Bedeutungslosigkeit abzuwenden. So soll 
das Verhältnis von fleißiger Ameise und be-
quemer Grille auf den Kopf gestellt wer-
den. Der Fleißige und Strebsame soll dem 
Müßiggänger eine Altersversorgung er-
arbeiten. Das nennt man staatlich sanktio-
nierte Ausbeutung. Um dies alles noch zu 
verhindern, müssen wir Steuerzahler auf 
die höchstrichterliche Entscheidung hof-
fen, den Soli und die Grundrente in der jet-
zigen Form aufzuheben. 
Erhard Krause, Stuttgart

Auf die Richter hoffen

mögen aufstocken müssen. Die Mieten wer-
den sicher nicht sinken. Soll ich mich jetzt 
scheiden lassen? Und demnächst, also 15 
Jahre früher, aufhören zu arbeiten? Weil ich 
dann genau so viel Rente oder mehr erhal-
te? Was ist das für eine Familienpolitik, 
wenn verheirate, berufstätige Frauen so 
massiv benachteiligt werden? Wenn über-
haupt eine Bedürftigkeitsprüfung, dann ja 
wohl ab einem gemeinsamen monatlichen 
Einkommen von deutlich über 3000 Euro. 
Das reicht dann wenigstens auch für zwei 
Personen gut zum Leben. Sollte das Gesetz 
mit der Bedürftigkeitsprüfung bei 1950 
Euro wirklich kommen, fordere ich alle 
Wähler auf, die Parteien dieser Regierung 
nie mehr zu wählen. Das wäre wirklich ein 
Affront gegen verheiratete Frauen.
Brigitte Peter, Reutlingen 
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triebsrente doppelte Sozialbeiträge zahlen. 

Ab Januar wird aus der Freigrenze ein Frei-

betrag von 159 Euro. Krankenkassenbeiträ-

ge müssen nur für  die darüber hinausgehen-

de Betriebsrente gezahlt werden. Die Pflege-

versicherung fällt dagegen für die gesamte 

Betriebsrente an. 

Folge: Wer bisher eine kleine Betriebsren-

te bekommt und innerhalb  der Freigrenze 

von 155,75 Euro liegt, muss  keine Pflegever-

sicherung zahlen. Nach dem Spahn-Ent-

wurf fällt  aber ein Beitrag zur Pflegeversi-

cherung an. Bei einer Betriebsrente von 100 

Euro sind das 3,05 Euro. Wer 500 Euro Be-

triebsrente bekommt, zahlt bisher für Kran-

ken- und Pflegeversicherung 93,75 Euro. 

Künftig fallen 68,79 Euro an. Das entspricht 

einer Entlastung von 24,96 Euro im Monat.

Direktversicherungen

Mit der Neuregelung will Spahn „das Ver-

trauen in die betriebliche Altersvorsorge 

stärken“, heißt es im Ministerium. „Alle Be-

triebsrentner haben etwas davon.“  Das sei 

ein wichtiges Signal für die junge Genera-

tion: „Es lohnt sich, privat vorzusorgen.“ Das 

sehen die Direktversicherten nicht so. Eine 

Direktversicherung ist eine Form der be-

trieblichen Altersvorsorge.  In der Regel han-

delt es sich um eine klassische Lebensversi-

cherung, die der Arbeitgeber für den Mit-

arbeiter abschließt.  In vielen Fällen bringen 

Arbeitnehmer allein die Beiträge auf und 

müssen  trotzdem im Alter doppelte Kran-

kenversicherungsbeiträge zahlen.

Zwar profitieren künftig vor allem kleine 

Betriebsrenten. Bis zur Auszahlungssumme 

BERLIN. Die Betriebsrentner kann Bundes-

gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) mit 

seinem  Gesetzentwurf nicht besänftigen. 

Den neuen Freibetrag,  durch den Betriebs-

rentner  von Krankenkassenbeiträgen  ent-

lastet werden sollen,  nennt Siegfried Wolf 

eine Minimallösung. Für viele Betriebsrent-

ner sei der Gesetzentwurf  ein Schlag ins Ge-

sicht. Wolf leitet die Regionalgruppe der Di-

rektversicherungsgeschädigten  im Groß-

raum Stuttgart.  

Betriebsrenten

Seit 2004 müssen Betriebsrentner  in der 

Rentenphase den vollen Krankenkassenbei-

trag zahlen, also den Arbeitnehmer-  und den 

Arbeitgeberanteil. Das gilt auch für Verträ-

ge, die davor abgeschlossen wurden und für 

die bis dahin galt, dass in der Rente keine So-

zialbeiträge zu zahlen waren. Vor 2004 abge-

schlossene Direktversicherungen –  auch 

eine  Form der betrieblichen Altersvorsorge –  

waren zudem schon in der Einzahlungspha-

se sozialabgabenpflichtig. 

Die Gesetzesänderung 2004 wurde    be-

schlossen, um die seinerzeit leeren Kassen 

der gesetzlichen Krankenversicherung zu 

stopfen. Sie trifft die Betriebsrentner hart.  

Ein Beispiel: Wer etwa aus einer betriebli-

chen Altersvorsorge 100 000 Euro ausbe-

zahlt bekommt, muss 18 750 Euro an die 

Kranken- und Pflegeversicherung (insge-

samt 18,75 Prozent) überweisen. Nicht auf 

einmal. Der Betrag wird auf zehn Jahre be-

ziehungsweise 120 Monate verteilt. Bei die-

ser Berechnung wurde der Beitragssatz für 

die gesetzliche Krankenversicherung von 

14,6 Prozent, ein durchschnittlicher Zusatz-

beitragssatz von 1,1 Prozent und der Bei-

tragssatz für die Pflegeversicherung von 

3,05 Prozent zugrunde gelegt.  „Ein Großteil 

der Betroffenen weiß noch gar nicht, wie sehr 

er zur Kasse gebeten wird. Das merken die 

Betroffenen oftmals erst, wenn das Schrei-

ben der Krankenkasse eintrifft“, sagt Wolf.  

 Spahn-Gesetzentwurf

 Der Gesetzentwurf von Minister Spahn 

sieht nun vor, dass nur für die Krankenversi-

cherung ein monatlicher Freibetrag von 159 

Euro  zugrunde gelegt wird. Im Beispiel der 

Auszahlung von 100 000 Euro würden diese 

auf 120 Monate verteilt, macht 833,33 Euro 

Rente monatlich, davon wären 159 Euro in 

der Krankenversicherung beitragsfrei. Pfle-

geversicherung fällt aber für die ganze Sum-

me  an. Insgesamt zahlen Betriebsrentner 

dann bei einem Betrag von 100 000 Euro 

statt 18 750 Euro künftig  immer noch 

15 754,40 Euro an Sozialbeiträgen. Die Be-

lastung reduziert sich somit  um 2995,60 

Euro.
Wer statt einer Kapitalauszahlung eine 

monatliche Betriebsrente erhält, hat heute 

eine Freigrenze von 155,75 Euro. Bis dahin 

fallen keine Sozialbeiträge an, wer nur einen 

Euro darüberliegt, muss für die  gesamte Be-

Auf ihre Betriebsrente müssen 

Ruheständler den doppelten Satz zur 

Kranken- und Pflegeversicherung 

zahlen. Daran ändert   in vielen Fällen 

auch der Gesetzentwurf    nur wenig.

Von Sabine Marquard

„Was jetzt auf 

dem Tisch liegt, 

reicht uns nicht. 

Die Leute sind 

zornig und 

wollen ihr Geld 

zurück.“

Ingrid Grünberg-

Rinkleff, Vorstand

DV-Geschädigter
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von rund 36 000 Euro halbieren sich quasi 

die Beiträge. Das begrüßt  Ingrid Grünberg-

Rinkleff, Vorstand im Verein der Direktver-

sicherungsgeschädigten (DVG) aus Berlin.  

„Aber das beseitigt nicht das Unrecht, dass 

2004 rückwirkend in Verträge eingegriffen 

wurde.“ 
Viele  der 6,3 Millionen Direktversicherten  

haben mehrere Verträge abgeschlossen, weil 

sie die Versorgungslücke im Alter schließen 

wollten. Wie Gerhard Scharpf, stellvertre-

tender Leiter der Stuttgarter Regionalgrup-

pe:  „Die Politiker haben uns animiert, selbst 

vorzusorgen, weil die gesetzliche Rente als 

alleiniges Standbein im Alter nicht mehr 

ausreichen wird. Das haben wir gemacht“, 

sagt Scharpf. Dann kam 2004 das Gesund-

heitsmodernisierungsgesetz, „das in unsere 

Verträge eingegriffen hat. Mit der Folge, dass 

mir bei der Auszahlung rund 19 Prozent feh-

len.“ Es sei „bitterböse, was mit einem ge-

macht wird“. 

Forderungen

Die Hoffnung der Betroffenen, dass die Ge-

setzesänderung von 2004 rückgängig ge-

macht wird, hat sich  nicht erfüllt.   Was jetzt 

auf dem Tisch liegt, „reicht uns nicht“, stellt  

Grünberg-Rinkleff klar. Die Leute seien zor-

nig und wollten ihr Geld zurückhaben.  „Das 

wird eine offene Baustelle bleiben.“ Der Ver-

ein für Direktversicherungsgeschädigte  ist 

2015 gegründet worden, inzwischen zählt er 

3000 Mitglieder –  „und es werden immer 

mehr“, sagt  Wolf.   „Es kommt Schwung in die 

Sache.“ Bis zum Bundestagswahljahr 2021 

soll die Mitgliederzahl auf  10 000 steigen. 

Betriebsrentner lassen nicht locker

Von der geplanten Entlastung bei Krankenkassenbeiträgen profitieren überwiegend  kleine Betriebsrenten
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Quelle: DVG, eigene Berechnungen
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*  Heute: Freigrenze 155,75 € auf Kranken- und Pflegeversicherung. 

**  Künftig: Freibetrag 159 € nur für Krankenversicherung. 

Krankenversicherung 14,6%, Zusatzbeitrag 1,1%, 

Pflegeversicherung 3,05%

Die  Belastungen der Betriebsrentner mit Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung bleiben hoch, wie diese Beispielrechnungen zeigen.
 Foto: imago/Panthermedia 

STUTTGART. Gefühlt 3000 bis 4000 Zuschrif-

ten hat die Stuttgarter CDU-Bundestagsab-

geordnete Karin Maag im Dauerkonflikt um 

die Betriebsrenten schon erhalten. Seit dem 

Koalitionsbeschluss vor einer Woche ist 

noch  ein großer Schwung hinzugekommen – 

lauter kritische E-Mails. Der Unmut der Be-

troffenen, denen der Kompromiss mit dem 

Freibetrag nicht ausreicht, trifft die Fach-

politiker von Union und SPD mit  

voller Wucht.

Die gesundheitspolitische 

Sprecherin der CDU/CSU-Frak-

tion kann speziell die Enttäu-

schung darüber, dass es keine 

rückwirkende Lösung geben soll,  

nachvollziehen: „Wer von Anfang 

an gekämpft hat, wird jetzt nicht 

unbedingt am stärksten entlas-

tet“, sagt sie. „Ich verkenne nicht, dass es ein 

großes Problem für diese Betroffenen ist, 

weil es an das Gerechtigkeitsempfinden der 

Menschen geht.“ Wenn man jedoch die Hälfte 

des Beitragssatzes für alle Betriebsrentner 

genommen hätte, wären es Mindereinnah-

men für die Kassen in Höhe von drei Milliar-

den Euro gewesen – das sind 0,2 Beitrags-

satzpunkte. „Das wäre für die anderen Ver-

sicherten teuer geworden“, sagt Maag. Wei-

tere Änderungen seien unwahrscheinlich. 

„Mit diesem Kompromiss ist das Thema er-

ledigt, daran wird diese Koalition nicht 

mehr rütteln.“ Irgendwann sei auch mal gut.

Dabei haben sich sogar  Arbeitgeberver-

bände bei ihr beschwert. Wie sauer diese 

sind, zeigen zwei Reaktionen auf Anfrage 

unserer Zeitung. So nennt  der Bundes-

arbeitgeberverband Chemie den Koalitions-

beschluss einen „minimalen Lösungsan-

satz“. „Die Attraktivität der Eigenvorsorge 

leidet massiv unter der bereits 2004 einge-

führten Pflicht der Betriebsrentner, auf ihre 

Bezüge den vollen Beitrag zur gesetzlichen 

Krankenversicherung zu zahlen“, sagt die 

Verbandsexpertin für Altersvorsorge, Anne 

Augustin. Der Freibetrag sei zwar ein positi-

ves Signal für die betriebliche Altersversor-

gung. „Das nach wie vor große Problem der 

echten Doppelverbeitragung wird damit al-

lerdings nicht gelöst.“ Und für Beschäftigte 

in den Hochlohnbranchen der Industrie 

bringe der Freibetrag auch  kaum Erleichte-

rung. „Hier muss mehr passieren, um Be-

triebsrenten wieder attraktiver zu machen.“ 

Der Spitzenverband der gesetzlichen 

Krankenkassen  (GKV) rechnet mit Bei-

tragsausfällen von 1,4 Milliarden jährlich 

durch die neue Lösung. Im Einklang mit der 

GKV fordert Peer-Michael Dick, Hauptge-

schäftsführer der Arbeitgeber Baden-Würt-

temberg, daher: „Die Förderung der betrieb-

lichen Altersvorsorge ist eine gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe, die aus dem allgemei-

nen Steueraufkommen finanziert werden 

muss.“  Zu Recht habe das Gesundheitsmi-

nisterium zu Jahresanfang noch vorgesehen, 

dass die reduzierten Beitragseinnahmen 

durch einen höheren Bundeszuschuss an die 

gesetzliche Krankenversicherung ausgegli-

chen werden. „Dabei muss es jetzt auch blei-

ben.“ Die geplante Entlastung von Betriebs-

rentnern dürfe deshalb nicht auf Kosten der 

übrigen Beitragszahler  gehen.

 Dick wendet zudem ein, dass betriebliche 

Altersvorsorge regelmäßig aus beitragsfrei-

em Einkommen finanziert werde, so dass die 

spätere volle Krankenversicherungsbei-

tragspflicht von Betriebsrenten lediglich si-

cherstelle, dass alle Einkommen aus einem 

Beschäftigungsverhältnis einmal der Versi-

cherungspflicht unterliegen. „Echte Fälle 

von Doppelverbeitragung sind dagegen ins-

gesamt die große und auch zunehmend selte-

nere Ausnahme“, urteilt er.

Koalition hält den Kampf jetzt für erledigt

Dass an der Freibetragslösung noch einmal gerüttelt wird, ist unwahrscheinlich

Von Matthias Schiermeyer

„Ich verkenne nicht, dass 

es ein großes Problem 

für die Betroffenen ist.“

Karin Maag

CDU-Bundestagsabgeordnete
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Millionen Kunden 

müssen mehr für 

Strom zahlen
Verivox:  177  Versorger wollen Preise 

um im Schnitt 5,4 Prozent erhöhen

HEIDELBERG/MÜNCHEN (dpa).  Auf Strom-

kunden in Deutschland kommt eine Welle 

an Preiserhöhungen zu. Nach Angaben 

der Vergleichsportale Verivox und 

Check24 haben bereits rund 170 Versorger 

angekündigt, die Preise für private Ver-

braucher zum 1. Januar anzuheben.

Laut Verivox wollen bislang 177 örtli-

che Stromversorger ihre Preise um durch-

schnittlich 5,4 Prozent erhöhen. Ein Mus-

terhaushalt mit einem Verbrauch von 

4000 Kilowattstunden müsse in den von 

den Strompreiserhöhungen betroffenen 

Regionen mit Mehrkosten von durch-

schnittlich 64 Euro pro Jahr rechnen. „Die 

Bundesregierung hat zwar erklärt, die 

Haushalte bei den Strompreisen entlasten 

zu wollen, doch davon ist bisher noch 

nichts angekommen“, sagte Valerian Vo-

gel, Energieexperte bei Verivox.

Das Portal Check24, das 186 angekün-

digte und seit August vorgenommene 

Preiserhöhungen zählt, ermittelte einen 

durchschnittlichen Anstieg von 5,3 Pro-

zent. Preissenkungen habe bisher kein 

Stromanbieter vorgenommen oder ange-

kündigt. „Verbraucher zahlen schon seit 

Monaten Rekordpreise für Strom“, sagte 

Lasse Schmid, Geschäftsführer Energie 

bei Check24. „Daran wird sich auch 2020 

nichts ändern.“ Für einen Jahresverbrauch 

von 5000 Kilowattstunden hat Check24 

ein durchschnittliches Plus von 82 Euro 

errechnet. Die Portale erwarten, dass zahl-

reiche weitere Stromanbieter in den kom-

menden Tagen Preiserhöhungen zum 1. Ja-

nuar ankündigen werden. Die Frist dazu 

laufe am 20. November ab. Zuletzt hatte es 

zudem noch viele Erhöhungen im ersten 

Quartal 2019 gegeben.

Als Grund für die Strompreiserhöhun-

gen gaben die Versorger gestiegene Umla-

gen und Netzgebühren an. Die EEG-Um-

lage, über die der Ausbau der erneuerba-

ren Energien finanziert wird, steigt zum 

Jahreswechsel um rund fünf Prozent auf 

6,756 Cent je Kilowattstunde. Sie macht 

rund 22 Prozent des gesamten Stromprei-

ses aus. Auch die Gebühren für die Strom-

netze, auf die ein weiteres knappes Viertel 

des Gesamtpreises entfällt, steigen.

Arbeitnehmer mit 

einer Milliarde  

Überstunden
BERLIN (dpa).  Arbeitnehmer in Deutsch-

land haben im ersten Halbjahr 2019 

knapp eine Milliarde Überstunden geleis-

tet –  davon waren mehr als die Hälfte un-

bezahlt. Das geht aus der Antwort des 

Bundesarbeitsministeriums auf eine An-

frage der Linken-Bundestagsfraktion 

hervor. Für die ersten sechs Monate wur-

den 962 Millionen Überstunden regist-

riert, 490 Millionen davon unbezahlt, wie 

es in der Antwort des Ministeriums heißt. 

Das Ministerium beruft sich dabei auf 

Daten des Instituts für Arbeitsmarkt und 

Berufsforschung der Bundesagentur für 

Arbeit, das Betriebe und Beschäftigte aus 

der Privatwirtschaft befragt.

 Im Jahr 2018 wurden den Angaben zu-

folge insgesamt 2,02 Milliarden Überstun-

den gezählt. Damit waren 3,8 Prozent aller 

Arbeitsstunden von Vollzeit- und Teilzeit-

beschäftigten Überstunden. 

Die Arbeitsmarktexpertin der Linken, 

Jessica Tatti, spricht von Lohndiebstahl 

und fordert schärfere Regeln für Über-

stunden.

Weidmann:  

Lagarde schafft 

bei EZB Offenheit
FRANKFURT (bsa). Bundesbankpräsident 

Jens Weidmann beobachtet nach dem 

Führungswechsel bei der Europäischen 

Zentralbank (EZB) eine neue Diskus-

sionskultur im EZB-Rat. Die neue Noten-

bankchefin Christine Lagarde gebe sich 

„Mühe, dass der Rat diese sehr trennenden 

Diskussionen, die wir in der Vergangen-

heit hatten, überwindet“, sagte Weidmann 

am  Freitagabend in Frankfurt. 

Der Bundesbankchef hatte den Kurs des 

bisherigen EZB-Präsidenten Mario Drag-

hi immer wieder kritisiert. Unter Draghi 

habe es Situationen gegeben, „wo wir 

unsere unterschiedlichen Meinungen hat-

ten und vielleicht nicht mehr so viel disku-

tiert worden ist“, sagte Weidmann über 

sich und seine Kollegen im EZB-Rat. La-

garde hatte ihre 24 Ratskollegen am Mitt-

woch zu einem Gedankenaustausch im 

Schlosshotel Kronberg bei Frankfurt ein-

geladen. 
Weidmanns Äußerungen fielen im Rah-

men einer Bundesbank-Konferenz für 

junge Leute, auf der sich der 51-Jährige 

eineinhalb Stunden lang den Fragen der 

200 Teilnehmer stellte. Außer zur Geld-

politik wurde Weidmann auch zu den 

Goldreserven der Bundesbank befragt. 

Diese seien „so gut gesichert, dass selbst 

ich da nicht drankomme“, sagte der Bun-

desbankpräsident.

Nur eine radikale 
Minderheit
Zum Lokalderby VfB gegen KSC und zum 
Bericht „Polizei setzt 500 Karlsruher Fans 
vor dem Stadion fest“ (25. November):

Ein Fußballspiel als Hochrisikospiel zu 
bezeichnen ist falsch. Risikoreich sind 
nicht das Spiel und dessen Akteure, son-
dern eine radikale Minderheit der Besu-
cher in den Stadien, die sich als Fans be-
zeichnen.  Und für die Sicherheit vom 
Rest im öffentlichen Raum, also der 99,5 
Prozent Besucher vor und in  dem Sta-
dion – ist nun mal die Polizei zuständig.

 Die hat schon im Vorfeld des Spiels 
VfB gegen den KSC bekannt gegeben, 
keinerlei Ausschreitungen zuzulassen, 
etwa das Abbrennen von Pyrotechnik zu 
unterbinden. Bei dem darauf erfolgten 
„Festsetzen“ der rund 500 Personen kann 
es schon mal passieren, dass sich da-
runter auch Menschen befanden, die mit 
der Randale rein gar nichts zu tun hatten. 
Ich hoffe, dass die Kosten für den Polizei-
einsatz in Rechnung gestellt werden, 
auch wenn es Innenminister Strobl und 
vielen Fußballbegeisterten nicht passt. Es 
sind nämlich unser aller Steuergelder!
Jürgen Koop, Weissach in Tal

Ein Partikelfilter 
für Kerzen?
Zum Bericht „Wie umweltfreundlich sind 
Kerzen?“ (19. November):

Bei dem Hinweis, dass es am umwelt-
freundlichsten sei, auf Kerzen zu ver-
zichten, erinnere ich mich an den Aufsatz 
aus dem Fachmagazin für Kerzenfreunde 
„Die Kerze - Feuer & Flamme“. „Profes-
sor Dr. T. Licht“ schreibt dort über den 
„neuen Rußpartikelfilter“ für Kerzen. 

Ich zitiere: „Im Hinblick auf die – in 
den kommenden Wochen stark zuneh-
mende – Belastung durch Kerzenruß und 
dem daraus resultierendem Feinstauban-
stieg wurde in unserem Institut für Ker-
zenkunde der erste Partikelfilter für Ker-
zen entwickelt. Unser Augenmerk lag 
hierbei auf der Nachrüstbarkeit des Fil-
ters für Kerzen, die in einer hohen 
Schadstoffklasse angesiedelt sind. Insbe-
sondere sind dabei die älteren Modelle zu 
nennen, die noch in großen Mengen in 
Weihnachts- und Geburtstagskisten la-
gern. Aber auch die schweren, langen 
und dicken Luxus-Kerzen mit großem 
Dochtdurchmesser und extrem schlech-
ter Ökobilanz, stoßen im Verhältnis viel 
Ruß aus.“
Christoph Schneckenaichner, Stuttgart

Wenn ich diesen und täglich ähnliche Ar-
tikel über Verpackungsmüll, Plastikmüll, 
Ernährung und so weiter lese, dann glau-
be ich, dass Presse und Politik langsam 
nicht mehr alle Tassen im Schrank  ha-
ben. Kann man sich im Zusammenhang 
mit Umweltschutz nicht um wesentlich  
wichtigere Seiten dieser Problematik 
kümmern? Lassen Sie doch öfter   Ihren 
Redakteur Rainer Wehaus ran, der redet 
wenigstens wirklich noch zur Sache. 
Rolf Nowack, Leonberg

Anderes ist wichtiger

Zum Bericht „Tausende Polizisten im 
Land haben Nebenjob“ (22. November): 

Ständig rühmen sich Politiker, wie groß-
artig und sozial unser demokratisches 
Deutschland sei. Frau Merkels redundan-
tes Wort „miteinander“ ist nur ein Bei-
spiel. Tatsächlich sind aber seit Jahr-
zehnten manche Berufe finanziell ver-
nachlässigt worden, die für die Erhal-
tung eines sozialen und rechtsstaatlichen 
Gefüges notwendig sind. Es ist eine 
Schande, wenn Ordnungshüter nicht 
standesgemäß entlohnt werden. Wer will 
schon in unserer egoistischen Gesell-
schaft sein Leben für andere riskieren? 
Man muss Mut dazu haben. Polizist sein 
ist demnach nicht nur ein Beruf, sondern 
gewissermaßen auch eine Berufung.
Toni Basilio, Filderstadt

Nicht nur Beruf, 
sondern Berufung

Zu Israel und zu „Eine Chance“ von Franz 
Feyder (13. November):

Herr Feyder benennt und erklärt auf sei-
ne klare Art im Kommentar  Zusammen-
hänge, die man sonst selten liest.  Danke 
dafür! Die Zusammenhänge zwischen 
Terrorismus gegen Israel, dem Iran und 
der  deutschen Außenpolitik sind hoffent-
lich bis ins Außenministerium zu hören.  
Aber die Hoffnung ist wohl leider verlo-
ren, solange unser Außenminister einen 
Preis für Verständigung und Toleranz im 
jüdischen  Museum entgegennimmt, wäh-
rend am selben Abend unser UN-Bot-
schafter  bei der UN-Generalversamm-
lung Resolutionen zustimmt, die gegen 
Israel gerichtet sind. 
Dorothea Schlegel, Kernen

Zusammenhänge 
aufgezeigt
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